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 Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik

Am 22. Januar hat die EU�Kommission ihre Vorschläge zur Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik vorgelegt. Welche Reformen sind vorgesehen? Wie werden sie

 bewertet? Franz Fischler, Ulrike Höfken, Gerd Sonnleitner und 
Ulrich Koester nehmen Stellung.

Niemand bezweifelt heute, dass 
wir mit den Zielen, die wir uns 

in der Agenda 2000 gesetzt haben, 
auf dem richtigen, auf einem euro-
päischen Weg sind. Wir wollen eine 
wettbewerbsfähige, eine umwelt- 
und tiergerechte, aber auch eine 
sozialverantwortete Landwirtschaft 
in allen Teilen der europäischen 
Union anstreben, die gleichzei-
tig auch unsere Antwort auf die 
zunehmende Globalisierung ist. 
Es geht um Nachhaltigkeit. Diese 
Zielsetzungen hat auch der Gipfel 
der EU-Regierungschefs von Gö-
teborg vom Juni 2001 noch einmal 
bestätigt. 

Mit den Reformvorschlägen der 
Kommission wollen wir Folgendes 
erreichen:

• Wir wollen den Landwirten ihre 
Unternehmerfunktion zurückge-
ben. 

• Die Landwirte sollen für alle 
Leistungen, ob landwirtschaft-
liche Qualitätsprodukte oder 
Umweltleistungen, ob Einhaltung 
unserer hohen Standards oder 
Landschaftspfl ege angemessen 
bezahlt werden. 

• Sie sollen ihre Arbeitszeit primär 
auf dem Betrieb und nicht mit 

Franz Fischler

Die Vorschläge der Kommission zur Agrarreform 

dem Ausfüllen von Formularen 
verbringen. 

• Die Konsumenten und Steuer-
zahler sollten schließlich für ihr 
Geld Qualität, Umweltleistungen 
und Kulturlandschaften, die die-
se Bezeichnung auch verdienen, 
bekommen. 

Im Oktober 2002 haben die EU-
Staats- und Regierungschefs auf 
dem Brüsseler Gipfel eine fi nanzi-
elle Deckelung der Direktzahlun-
gen und Marktausgaben verein-
bart, und im Dezember 2002 haben 
sie in Kopenhagen die Erweiterung 
beschlossen. 

In zwei internen und vier exter-
nen Studien wurden die Auswirkun-
gen der Kommissionsvorschläge 
vom Juli 2002 auf die Agrarmärkte 
und die landwirtschaftlichen Ein-
kommen untersucht. Wenngleich 
die Zahlen mitunter voneinander 
abweichen, ist die Richtung doch 
klar. Die Ergebnisse belegen, dass 
sich mit unserem Konzept die all-
gemeinen Ziele erreichen lassen, 
nämlich: 

• eine stärkere Wettbewerbsfähig-
keit der EU-Landwirtschaft, 

• die Förderung einer stärker 
marktorientierten und nachhalti-
geren Landwirtschaft; 

• und eine Stärkung des ländlichen 
Raums. 

Die Studien kommen zu dem 
Ergebnis, dass sich mit den Vor-
schlägen vom Juli 2002 die struk-
turellen Ungleichgewichte et  wa 
 auf den Roggen-, Reis- oder Rind-
fl eischmärkten beseitigen ließen, 
dass die Entkoppelung nicht zur 
Aufgabe der Produktion, wie man-
che befürchten, dafür aber zu mehr 
Einkommen führt, und dass auch 
die positiven Aspekte einer Stär-
kung der ländlichen Entwicklung 
überwiegen. 

Mit diesem Reformvorschlag 
möchten wir unseren Landwirten 
in den jetzigen wie auch den künfti-
gen Mitgliedstaaten jene Planungs-
sicherheit geben, die sie brauchen, 
um in Zukunft erfolgreich ihre Be-
triebe führen zu können. 

Es ist höchste Zeit, unsere In-
strumente so anzupassen, dass 
unsere Landwirte, aber auch die 
Verbraucher und Steuerzahler den 
bestmöglichen Nutzen daraus zie-
hen können. 

Im Vergleich zum Reformpapier, 
das die Kommission im Juli 2002 
vorgelegt hat, gibt es zwei wich-
tige Änderungen: zum einen hat 
die Kommission einen Reformvor-
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schlag zur Milchmarktordnung be-
schlossen und zum anderen haben 
wir die dynamische Modulation 
völlig umgestaltet. 

Reform des Milchmarktes

In Berlin wurde im März 1999  
aus Gründen einer befürchteten 
Budgetknappheit die Milchreform 
um drei Jahre nach hinten verscho-
ben, auf Grund der tatsächlichen 
Budgetentwicklung ist es jedoch 
nunmehr möglich mit der Reform 
um ein Jahr früher zu beginnen. 
Außerdem kommen wir der Auf-
forderung des Rates nach, statt 
verschiedener Optionen für den 
Milchsektor konkrete Vorschläge 
vorzulegen. 

Wir schlagen vor: 

• die Quotenregelung bis 2014 zu 
verlängern; 

• den Stützpreis weiter zu senken 
und das Quotenniveau für die 
erweiterte EU (EU-25) 2007 und 
2008 um jährlich 1% anzuheben; 

• statt wie in der Agenda 2000 vor-
gesehen die Interventionspreise 
um 5% jährlich zu senken, schla-
gen wir nunmehr eine Kürzung 
um 3,5% bei Magermilchpulver 
und 7% bei Butter vor; 

• Die Milcherzeuger sollen für diese 
zusätzlichen Schritte denselben 
Ausgleich erhalten wie in Berlin 
im März 1999 vereinbart (58%). 

Mit diesen Maßnahmen können 
wir die Wettbewerbsfähigkeit des 
EU-Milchsektors drastisch stärken 
und auch unseren Verhandlungs-
spielraum in der WTO wesentlich 
vergrößern. 

Diese Maßnahmen setzen aber 
auch voraus, dass die Mittel zur 
Finanzierung des Ausgleichs in-
nerhalb der ersten Säule gefunden 
werden müssen. Diese Notwendig-
keit hat die zweite Änderung ge-
genüber unseren Juli-Vorschlägen 
nach sich gezogen. 

Dynamische Modulation

Die dynamische Modulation 
muss nunmehr sowohl zur Stär-
kung der ländlichen Entwicklung 
als auch zur Finanzierung neuer 
Reformen herangezogen werden. 
Je nach Höhe der bisherigen Di-
rektzahlungen müssen die land-
wirtschaftlichen Betriebe dazu in 
unterschiedlichem Maße beitragen. 
Zahlungen bis 5000 Euro werden 
nicht gekürzt. Beträge zwischen 
5000 Euro und 50 000 Euro wer-
den in Stufen bis 2013 um 12,5% 
gekürzt, Beträge über 50 000 Euro 
um 19%. Die Kappung entfällt. 
Von diesen Beträgen werden im 
Endausbau 6% in die zweite Säule 
transferiert. Die übrigen Beträge 
werden zur Finanzierung neuer Re-
formen herangezogen und können 

auch jeweils an die tatsächlichen Fi-
nanzerfordernisse angepasst wer�
 den, wobei hier jeweils den größe-
ren Betrieben doppelt so viel ab-
verlangt wird wie den kleineren. 

Entkoppelung

Der Kern der Reform ist jedoch 
nach wie vor die Entkoppelung. 

Lassen sie mich klarstellen, wie 
diese funktioniert. Die bisherigen 
Direktzahlungen werden für jeden 
Betrieb zu einer einzigen Zahlung 
zusammengefasst, deren Höhe an-
hand der Beträge berechnet wird, 
die ein Landwirt im Zeitraum 2000 
bis 2002 bei voller Anwendung der 
jetzt geltenden Regelungen erhal-
ten hatte. Es werden sämtliche 
Parameter berücksichtigt, die im 
Bezugszeitraum für diese Unter-
stützung ausschlaggebend waren 
(Flächenzahlungen, Anzahl Tiere, 
Zahlung je Tonne). 

Diese Zahlungen werden an die 
Einhaltung von verpfl ichtenden 
Standards in den Bereichen Um-
welt, Lebensmittelsicherheit, Tier-
gesundheit und Tierschutz sowie 
Betriebssicherheit gebunden. Bei 
Nichteinhaltung dieser Standards 
wird die Betriebsprämie entspre-
chend gekürzt. 

Um die Übertragung der Zah-
lungsansprüche von einem Betrieb 
zum anderen zu erleichtern, wer-
den Zahlungstitel defi niert, indem 
die Höhe der Zahlung je Betrieb 
durch die Größe der Fläche geteilt 
wird, für die Anspruch auf Direkt-
zahlungen besteht. Zum Beispiel 
werden die Grünlandfl ächen, die 
Getreide und Ölsaatenfl ächen, 
nicht aber die Zuckerrüben- oder 
Kartoffelfl ächen berücksichtigt. 

Die Landwirte bekommen das 
Recht Flächen und Zahlungstitel 
unabhängig voneinander zu über-
tragen. Die sehr unterschiedlichen 
vertraglichen Beziehungen zwi-
schen Landbesitzern und Päch�
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tern in den Mitgliedstaaten erfor-
dern eine fl exible Abwicklung der 
Übertragung von Ansprüchen. Es 
gilt jedoch das Prinzip, dass das 
Ausmaß an öffentlichen Leistungen 
aufrechterhalten werden muss, an�
sonsten kommt es ebenfalls zu ei-
ner Kürzung der Förderung. Die Mit�
gliedstaaten können die Regelung 
unter Einhaltung besagter Kriterien 
regional anpassen, um unerwartete 
Auswirkungen auf Erzeugung oder 
Bodenwert zu vermeiden. 

 Am häufi gsten hört man als 
Kritik, dass die Erzeugung aufge-
geben würde und Landwirte Zah-
lungen, fürs „Nichtstun“ erhielten. 
Diese Kritik ist völlig unberechtigt! 
Die Erzeuger werden nämlich die 
Landwirtschaft nicht aufgeben, 
sondern lediglich teilweise auf 
rentablere Produktionen umstellen. 
Sie werden ihre Betriebsentschei-
dungen an Hand der Marktent-
wicklungen treffen und sich nicht 
mehr nach erzeugnisspezifi schen 

oder tierspezifi schen Subventions-
signalen und der damit verbunde-
nen Bürokratie richten. 

Dass sich ihre Einkommen im 
Zuge dieser effi zienteren Aufteilung 
der Ressourcen verbessern, ist 
kein Zufall, sondern beabsichtigtes 
Ergebnis unseres Vorschlags! „Ein-
kommensneutralität im Hinblick 
auf die bisherigen Subventionen, 
Einkommenssteigerung durch stär�
kere Marktorientierung“, heißt die 
Devise. 

Außerdem würden unsere 
Landwirte Subventionen in ver-
gleichbarer Höhe wie bisher nicht 
mehr schon dafür erhalten, dass 
sie z.B. eine bestimmte Zahl von 
Rindern in den Schlachthof brin-
gen, sondern dafür, dass sie das 
produzieren, was der Verbraucher 
auch nachfragt. Es lässt sich nur 
schwer erkennen, wie man daraus 
fairerweise schließen kann, dass 
der Landwirt fürs Nichtstun bezahlt 
würde! 

Ein letzter Kritikpunkt schließlich 
ist die Verknüpfung der Entkoppe-
lung mit den WTO-Verhandlungen. 
Wir machen diese Reform nicht, 
um der WTO zu gefallen, son-
dern weil sie notwendig ist, um 
unser Ziel, eine nachhaltige Land-
wirtschaft, die den Landwirten, 
Konsumenten und Steuerzahlern 
gleichermaßen dient, zu erreichen. 
Natürlich würde der Kommissions-
vorschlag unsere Verhandlungspo-
sition in der Doha-Runde enorm 
stärken. Mein Hauptargument lau-
tet hingegen: wenn wir früh genug 
und offensiv agieren, können wir 
in den WTO-Verhandlungen für 
eine Stärkung des europäischen 
Agrarmodells kämpfen und unsere 
nicht handelsbezogenen Anliegen 
leichter durchsetzen. Handeln wir 
erst später, müssen wir auf den 
Druck der Anderen reagieren und 
von einer geschwächten Position 
aus verhandeln. 

Ulrike Höfken

Eine Beurteilung der EU-Vorschläge zur Agrarreform

Die Vorschläge der EU-Kom-
mision zur Gemeinsamen 

Agrarpolitik und die Fortsetzung 
der WTO-Verhand lun gen sind 
wichtige Weichenstellungen für die 
nächsten Jahre. Die Anforderung 
an die Agrarreform sind hoch: es 
soll gelingen, die Osterweiterung 
zu stützen, sie soll kompatibel mit 
den WTO-Ergebnissen sein, die 
ländlichen Räume zukunftsfähig 
machen, die gesellschaftlichen 
Leistungen der Landwirtschaft im 
Bereich umwelt- und tiergerechte 
Produktion unterstützen, Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit stärken, verläßliche Per-

spektiven für eine wettbewerbs-
fähige und qualitativ hochwertige 
Lebensmittelproduktion und ange� 
messene Einkommen in den Be-
trieben schaffen.

Neue Anforderungen an die 
Agrarpolitik

Die Vorschläge der Kommission 
verfolgen diese Zielsetzung und 
bereiten die Landwirtschaft auf 
die neuen Anforderungen vor. Es 
ist deutlich, daß künftig staatliche 
Transferzahlungen zurückgehen 
und die Einkommen sich stärker 
am Markt und am Preis der Pro-
dukte orientieren müssen. Diese 

Neuausrichtung auf die Bedürfnis-

se der Verbraucher, die Nachfrage 

am Markt, die Nutzung regionaler 

Möglichkeiten und entwicklungsfä-

higer Märkte wie den Ökolandbau 

oder die erneuerbaren Energien 

unterstützt die rot-grüne Bun-

desregierung und ihre Ministerin 

Künast. Die Märkte haben sich 

differenziert, die Agrarpolitik muß 

dem Rechnung tragen.

Für die Wirtschaft ist Planungs-

sicherheit wichtig. Es ist daher 

richtig, daß die Kommission jetzt 

die konkreten Vorschläge vorgelegt 

hat.
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Von seiten des Bauernverban-
des oder der CDU/CSU wird der 
Zeitpunkt der Reformvorschläge 
heftig kritisiert: erst nach 2006 
solle man weitergehende Reform-
beschlüsse fassen. Doch das ist 
Träumerei: durch die Deckelung 
des EU-Finanzrahmens ist im Hin-
blick auf die schon im nächsten 
Jahr anlaufende Osterweiterung 
eine inhaltliche Reform unaus-
weichlich, wenn die EU nicht gänz-
lich handlungsunfähig werden will. 
Auch wäre eine gleichzeitige Agrar-
reform und EU-Erweiterung kaum 
zu schaffen. Die junge erweiterte 
EU sollte nicht gleich zu Beginn 
große konfl iktträchtige Reformvor-
haben schultern müssen.

Auch im Eigeninteresse der 
deutschen Landwirtschaft ist es 
sinnvoll, vor der Erweiterung der 
EU auf 25 Mitgliedsländer eine 
fi nanzierbare Basis für die künf-
tige Agrarpolitik zu schaffen, die 
Deutschland nicht noch stärker 
in die Nettozahlerposition zwingt 
und gleichwohl die Bedürfnisse der 
Landwirtschaften alter wie neuer 
EU-Mitgliedstaaten berücksichtigt.

Die Auseinandersetzungen um 
die Agrarpolitik seitens der Finanz-
minister, der Wirtschaftsverbände, 
von Verbraucher- und Umweltver-
bänden zeigen, daß die Agrarpoli-
tik zudem weitere gesellschaftlich 
erwünschte Ziele integrieren muß, 
um in Zukunft anerkannt und  un-
terstützt zu werden. 

Anpassungen 
an die WTO-Erfordernisse

Auch werden die Ergebnisse der 
WTO-Verhandlungen Anpassun-
gen erfordern, die zum Teil bereits 
absehbar sind. Klar ist, daß unser 
heutiges Agrarfördersystem nicht 
ausreichend WTO-kompatibel ist. 
Daher ist die im Kommissionsvor-
schlag enthaltene Weiterführung 

des 1992 eingeleiteten System-
wechsels von der produktorientier-
ten Agrarförderung zur  „Entkop-
pelung“ von Agrarproduktion und 
Agrarförderung eine Vorausset-
zung, um die WTO-Anfor de run gen 
nach Abbau der marktverzerrenden 
Subventionen erfüllen zu können. 

Das ist keinesfalls zu interpre-
tieren als „Geld fürs Nichtstun“. 
Das Kommissionspapier macht 
deutlich, daß eine ordnungsgemä-
ße Bewirtschaftung zur Vorraus-
setzung gemacht wird. Allerdings 
stellen sich erhebliche Fragen bei 
der Ausgestaltung der „Entkoppe-
lung“. Wenn ein zurückliegen der 
Referenzzeitpunkt  über die künf-
tige Förderung entscheidet, dann 
droht die heutige Schiefl age (zu 
große Förderung fl ächenintensiver 
Ackerbaubetriebe im Verhältnis zu 
den arbeitsintensiven viehhalten-
den Betrieben) weiter festgeschrie-
ben zu werden. Unser Ziel ist es 
deshalb, zu einer ausgewogeneren 
Förderung zu kommen. Übergänge 
und schrittweise Entwicklungen in 
Richtung einer fl ächenbezogenen 
Förderung sind sinnvoll, um den 
Systemwechsel praxisgerecht zu 
gestalten. Bei der Übertragungs-
möglichkeit von Prämienrechten 
müssen Fehlentwicklungen wie bei 
der Milchquote vermieden werden. 
Auch in einigen Produktbereichen 
gibt es aus deutscher Sicht noch 
Korrekturbedarf.

Zu geringe Mittelausstattung

Wichtiges Instrument zur Steue-
rung ist die „Modulation“, die heute 
schon Bestandteil der Agenda 
2000 ist und fakultativ in Deutsch-
land, Großbritannien, Frankreich 
und Portugal angewendet wird. 
Sie soll nun in allen EU-Ländern 
obligatorisch eingeführt werden. 
Mit ihrer Hilfe kann die Förder-
gerechtigkeit  verbessert werden 

(Verlagerung der Förderung von 
Direktbeihilfen in die „Verordnung 
ländlicher Raum“). Und sie könnte 
vor allem wichtige politische Ziele 
in der „2. Säule“ stärken: die Ein-
beziehung des Faktors „Arbeit“ in 
das Fördersystem, die Stärkung 
der ländlichen Räume, die Ver-
besserung der Honorierung der 
„gesellschaftlichen Leistungen“ 
der Landwirtschaft wie Kulturland-
schaftspfl ege, besondere Leistun-
gen für Umwelt und Tierschutz, 
sanften Tourismus oder nachwach-
sende Rohstoffe. 

Leider blieben die Vorschläge 
der Kommission hier hinter den 
Erwartungen und den bislang vor-
liegenden Vorschlägen zurück: Die 
Modulation setzt zu spät ein – erst 
2006 – und beginnt mit zu geringen 
Einstiegs sätzen. Statt den im Juli 
2002 veranschlagten 500 bis 600 
Mill. Euro sollen jetzt nur noch 
228 Mill. Euro zusätzlich im ersten 
Jahr in die „Verordnung ländlicher 
Raum“ fl ießen. Im siebten Jahr 
wären es statt 3,3 bis 4 Mrd. Euro 
nur 1,5 Mrd. Euro. Angesichts der 
Probleme der neuen Beitrittsländer 
(wie zum Beispiel Polen mit einer 
Vielzahl von Kleinstbetrieben), aber 
auch der alten EU-Länder ist dies 
eine zu geringe Mittelaus stattung 
für ländliche Räume und die vor- 
und nachgelagerten Bereiche der
Landwirtschaft. Gerade die „Ver-
ordnung ländlicher Raum“ soll 
doch helfen, soziale Probleme zu 
lösen und Akzeptanz zu erhöhen.

Nicht zu akzeptierende
 Kürzungen

Gleichzeitig kann der Vorschlag 
der Kommission, die einbehalte-
nen Mittel aus den Kürzungen der 
Direktzahlungen zwischen den 
Mitgliedstaaten umzuverteilen, aus 
deutscher Sicht nicht akzeptiert 
werden. Voraussichtlich würden 
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dann nur noch 10 bis 15% der 

Mittel nach Deutschland zurück-

fl ießen. Auch in Deutschland gibt 

es einen großen Bedarf der Förde-

rung der Maßnahmen der 2. Säule, 

und es kann nicht um eine Kürzung 

der ohnehin knapp gewordenen Fi-

nanzmittel für die Betriebe gehen, 

sondern um eine Unterstützung 

der Neuausrichtung dieser Betrie-

be an den neuen Anforderungen 

des Marktes. Diese Maßnahme 

wäre weder fi nanzpolitisch noch 

agrarpolitisch umzusetzen.

Der Wegfall der noch im Juli 

2002 vorgeschlagenen Kappungs-

grenze von 300 000 Euro und die 

nun vorge sehene progressive Aus-

gestaltung der Modulation, nach 

der die Prämienkürzung für kleine 

und mittlere Betriebe geringer ist 

als für große Betriebe, sehen wir 

positiv. Dadurch werden Wettbe-

werbsverzerrungen zumindest ent-

schärft, kleine bäuerliche Betriebe 

ge stärkt und die ausreichende Un-

ter stützung der ostdeutschen Be-

triebe gewahrt.

Bedauerlicherweise ist die 

Orientierung der Modulation am 

Arbeitsplatzbesatz nicht mehr vor-

gesehen. Hier ist aus meiner Sicht 

eine Änderung notwendig, um dem 

Arbeitskraftbedarf gerade der sich 

entwickelnden Betriebe Rechnung 

zu tragen, der Schwarzarbeit ent-

gegenzuwirken und angesichts der 

hohen Arbeitslosigkeit Impulse für 

Beschäftigung zu setzen.

Die Verwendungsmöglichkeit 

der Modulationsgelder sollte so 

weit gefaßt werden, daß die in den 

jeweiligen Regionen sinnvollen 

Maßnahmen im Rahmen der Ver-

ordnung „Ländlicher Raum“ auch 

tatsächlich unterstützt werden 

können.

Vorschläge zur 
Milchproduktion 

In Deutschland hat die Milch-
produktion eine große Bedeutung. 
Etwa 40% des Einkommens in der 
Landwirtschaft stammen aus der 
Milchproduktion. So sehen wir die 
Vorschläge der EU-Kommission zu 
diesem Bereich mit großer Sorge. 
Zwar mag die Verlängerung der 
Milchmarktordnung einen länger-
fristigen Planungshorizont bieten. 
Allerdings: wenn – wie geplant 
– die EU-Milchmenge erhöht wird 
und die vorgesehenen schrittwei-
sen Stützpreissenkungen von rund 
35% bei Butter und rund 17% bei 
Magermilchpulver umgesetzt wer-
den, wird der ohnehin stark unter 
Druck stehende Auszahlungspreis 
für Milch weiter fallen. Für etwa 22 
Cent/kg kann in Deutschland bzw. 
Europa keine Milch erzeugt wer-
den. Die „Quote“ wäre dann völlig 
entwertet und hätte vollends ihren 
Sinn verloren. 

Hier muß eine Lösung gefunden 
werden, die den Milcherzeugern 
eine wirtschaftlich tragfähige Per-
spektive eröffnet und ermöglicht, 
daß eine verbraucher-, umwelt- 
und tiergerechte Produktion auch 
im Produktpreis honoriert wird. 
Die Milchproduktion muß auch 
künftig an Grünlandstandorten und 
in weniger wettbewerbsfähigen 
Regionen wie Mittelgebirgslagen 
gehalten werden, da es dort keine 
Alternative zur Milchviehhaltung 
gibt und die damit einhergehen-
de Pfl ege der Kulturlandschaften 
zweifelsohne ein zentrales gesell-
schaftliches Anliegen ist. 

Notwendig ist eine strikte Ori-
entierung der Milchmenge an der 
Nachfrage statt einer Überproduk-
tion mit allen fatalen Folgen. Eine 
Grünlandprämie kann die Milch-
viehhaltung in den benachteiligten 
Gebieten unterstützen, aber keine 
Produktion weit unter den Geste-

hungskosten ausgleichen. Daher 
müssen wir in diesem Bereich auf 
eine Veränderung der Vorschläge 
hinwirken.

Das gilt auch für den Bereich 
der nachwachsenden Rohstoffe. 
Um die Perspektiven in diesem Zu-
kunftsbereich weiter auszubauen, 
sollte der Anbau auf Stillegungsfl ä-
chen weiter möglich sein.

Cross Compliance-Regelung

Mittels der sogenannten Cross 
Com pliance-Regelung soll Be-
trieben, die Richtlinien in den 
Be  rei chen Umwelt, Lebensmit-
tel sicherheit, Tierschutz und Be-
triebssicherheit nicht einhalten, 
Di rektzahlungen gekürzt werden. 
Diese Regelung kann dazu bei-
tragen, daß besser als bisher in 
allen EU-Ländern die EU-Gesetze 
eingehalten und unlautere Wettbe-
werbsdifferenzen behoben werden. 
Allerdings müssen praxistaugliche 
Regeln gefunden werden, die 
weder die Betriebe mit unnötiger 
Bürokratie überschütten noch die 
Verwaltungen überfordern.

Auch für das vorgeschlagene 
obligatorische „Betriebliche Bera-
tungssystem“ gilt: eine Beurteilung 
ist erst möglich, wenn ein konkre-
tes Konzept vorliegt. Grundsätzlich 
liegen in einem solchen System 
Möglichkeiten, zu einem positiven 
Betriebs-Audit zu kommen. Doch 
möglicherweise wäre ein freiwil-
liges System schneller akzeptiert 
und damit erfolgreicher.

Insgesamt kann und soll die 
Agarreform zu einem Bürokratieab-
bau und zu einer stärkeren Markt-
orientierung führen – notwendig 
zum Erfolg ist ein Abschluß der 
WTO-Verhandlungen, der „faire“ 
Bedingungen, den Schutz vor 
Dumping und den tatsächlichen 
weltweiten Subventionsabbau si-
cherstellt.
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Gerd Sonnleitner

Eine Bewertung der Kommissionsvorschläge zur GAP�Reform 

Die Ansichten darüber, wie es in 
der Agrarpolitik weiter gehen 

soll, gehen in der Öffentlichkeit 
weit auseinander. Die dahinter 
stehende gesellschaftspolitische 
Debatte um die Landwirtschaft 
schwankt zwischen den Bildern ei-
ner romantischen ländlichen Idylle 
und einer industrialisierten Mas-
senproduktion. Trotzdem genießen 
die deutschen Bauernfamilien 
bei den Bürgern weiterhin große 
Sympathie und Vertrauen, wie ver-
schiedene Meinungsforschungs-
institute auch 2002 festgestellt 
haben. Vielen Bürgern ist letztlich 
bewusst, dass die Produktion von 
Nahrungsmitteln in großer Vielfalt 
und hoher Qualität, aber auch die 
Pfl ege einer vielfältigen Kulturland-
schaft sowie der Tier-, Natur- und 
Umweltschutz bei den Bauern in 
guten Händen ist. 

Vielfach wird in der Öffentlichkeit 
der Eindruck erweckt, die Land-
wirtschaft sei ein hochsubventio-
nierter und umweltschädigender 
Sektor, der am Markt und den Be-
dürfnissen der Verbraucher vorbei 
produziert. Diese diffuse Skepsis 
gegenüber der Agrarpolitik hat die 
EU-Kommission nun aufgegriffen 
und hat Vorschläge für eine grund-
legende Reform vorgelegt. Diese 
sind - einschließlich der aktuellen 
Positionierung bei den WTO-Ver-
handlungen - viel weitreichender 
als bisher zugegeben. Die Kom-
mission hat dem nun auch offi ziell 
Rechnung getragen und spricht 
nicht mehr vom Midterm-Review 
der Agenda 2000, sondern von 
einer Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP). Insbesondere 
der Vorschlag zur Entkopplung der 
Direktzahlungen von der Produkti-
on, in Kombination mit Cross Com-

pliance und der obligatorischen 
Betriebsberatung bedeuten einen 
grund sätzlichen Systemwechsel 
der GAP. 

Agenda 2000 beibehalten

Es ist sicherlich sinnvoll, die Dis-
kussion über die Fortentwicklung 
der EU-Agrarpolitik nach Ablauf 
der Agenda 2000, also ab 2007, 
frühzeitig zu beginnen. Es fällt je-
doch schwer, den Bekundungen 
der Kommission zu glauben, mit 
der GAP-Reform werde eine „lang-
fristige Perspektive“ für die Agrar-
politik geschaffen. Wenn bereits 
die Agenda 2000 nach drei von 
sieben Jahren als überholt angese-
hen wird, schafft dies nicht gerade 
Vertrauen in die Berechenbarkeit 
der Agrarpolitik. Nicht zu Unrecht 
ist daher von einer Reform der Re-
form die Rede, die den Landwirten 
die dringend benötigte politische 
Verlässlichkeit zur Planung der 
Entwicklung ihrer Betriebe und zur 
Durchführung von Investitionen 
entzieht.

2004 ist auch deshalb ein wenig 
geeigneter Zeitpunkt für eine große 
Agrarreform, weil die Anforderun-
gen, die durch die Ergebnisse der 
WTO-Runde auf uns zukommen, 
noch nicht überschaubar sind. Es 
ist sehr gefährlich, bei der WTO 
nicht mehr auf der Basis der Agen-
da 2000 zu verhandeln. Aufgrund 
der fortschreitenden internatio-
nalen Öffnung der Agrarmärkte 
geht es auf internationaler Ebene 
vor allem darum, für eine weniger 
handelsverzerrende Ausgestaltung 
zu sorgen. Die USA sind dagegen 
mit dem neuen Landwirtschafts-
gesetz, das eine Ausweitung von 
„Defi ciency Payments“ vorsieht, 
von ihrer Liberalisierungspolitik 
abgerückt. 

Anstatt am Modell der europäi-
schen Landwirtschaft festzuhalten, 
wählt die Kommission nun einen 
anderen Weg. Die Kommission 
verzichtet erkennbar darauf, dass 
System der teilentkoppelten Di-
rektzahlungen mit Mengensteu-
erung (Blue-Box) zu verteidigen. 
Die hohen und weiter steigenden 
europäischen Umwelt-, Sozial- und 
Tierschutzstandards stehen jedoch 
in Konfl ikt mit der Öffnung der 
Weltagrarmärkte. Ohne die Veran-
kerung von allgemeinverbindlichen 
Produktionsstandards im WTO-
Regelwerk werden die heimischen 
Märkte zum Nachteil von Verbrau-
chern und Bauern unterlaufen. Es 
stellt sich zudem die Frage der 
politischen Fairness gegenüber 
den EU-Beitrittsländern aus Mit-
tel- und Osteuropa, die noch nicht 
mitentscheiden können, aber von 
Anfang an davon voll betroffen sein 
werden. 

Auch im EU-Binnenmarkt ist 
die Politik eindeutig auf noch 
mehr Wettbewerb zwischen den 
Mitgliedstaaten und den neu hin-
zukommenden Beitrittsländern in 
Mittel- und Osteuropa ausgerich-
tet. Mit der GAP-Reform würde 
sich die Agrarpolitik weitgehend 
und unwiederbringlich aus der 
Markt- und Preisstabilisierung 
zurückziehen. Die aufgespannten 
Sicherheitsnetze für die Agrar-
preise unterscheiden sich kaum 
vom Weltmarktniveau. Angesichts 
der zu erwartenden weiteren Öff-
nungsschritte bei den WTO-Ver-
handlungen müssten sich die 
Landwirte zukünftig darauf einstel-
len, weitgehend zu so genannten 
Weltmarktpreisen zu produzieren. 
Die Anstrengungen der Landwirte 
um internationale Wettbewerbs-
fähigkeit werden aber durch kos-
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tenintensive nationale Allein-
gänge im Tier-, Natur- und Um-
weltschutz unterlaufen. Bei�
spiele hierfür sind die überzo-
gene Ausgestaltung der Um-
weltverträglichkeitsprüfung, Eng�
pässe bei der Zulassung von Pfl an-
zenschutzmitteln und im na tio nalen 
Alleingang verschärfte Tierhal-
tungsstandards. Wertschöpfung, 
Know how und Arbeitsplätze in 
der Landwirtschaft und in den ihr 
vor- und nachgelagerten Bereichen 
drohen dadurch verloren zu gehen.

Entkopplung als Kern des
 Reformpaketes

Der Kern der Reformvorschläge 
der EU-Kommission, nämlich die 
völlige Entkopplung der Direktzah-
lungen von der Erzeugung verdient 
es, genauer unter die Lupe ge-
nommen zu werden. Mit der 1992 
eingeleiteten und mit der Agenda 
2000 fortgesetzten EU-Agrarre-
form hat sich ein grundlegender 
Kurswechsel in der Gemeinsamen 
Agrarpolitik vollzogen. Milliarden-
ausgaben für die  Lagerhaltung 
gehören der Vergangenheit an. 
Wurden im Jahre 1991 noch 91% 
des EU-Agrarbudgets für Markt-
stützungsmaßnahmen ausgege-
ben, so sind es am Ende des Agen-
da 2000-Zeitraumes im Jahre 2006 
nach Kommissionsschätzung noch 
21%. 79% des EU-Agrarhaushal-
tes dienen dann Direktzahlungen 
oder Maßnahmen zugunsten des 
ländlichen Raumes.

Die Direktzahlungen haben für 
die Wirtschaftlichkeit der Landnut-
zung mittlerweile eine hohe Bedeu-
tung erlangt. Sie sind als Preisaus-
gleichszahlungen ein Teilausgleich 
für die drastischen Absenkungen 
der Marktstützungspreise im Rah-
men der Agrarreformbeschlüsse 
und von der laufenden Produktion 
des Betriebes weitgehend ent-
koppelt. Die Gewährung erfolgt 
als feste Zahlung je Hektar Acker-
fl äche oder je Stück Vieh und ist 
zudem durch nationale Obergren-

zen „gedeckelt“. Der Vorschlag 
der EU-Kommission für eine „to-
tale“ Entkopplung sieht nun vor, 
die in den Jahren 2000 bis 2002 
gewährten Direktzahlungen dem 
Landwirt endgültig als Betriebsbei-
hilfe zuzuweisen und von jeglicher 
Produktionsver pfl ichtung zu ent-
binden. Dabei wird die Zahlung in 
Zahlungs berech tigungen auf Hek-
tar basis umgerechnet. 

Es ist davon auszugehen, dass 
die unbefristete betriebliche Zu-
weisung der Direktzahlungen – die 
totale Entkopplung unabhängig 
von der tatsächlichen Tätigkeit der 
Landwirte – zu kritischen Nachfra-
gen und zur Ablehnung durch die 
Gesellschaft führen wird. Auch der 
vorgeschlagene Handel mit Prämi-
enrechten unter Landwirten, also 
mit dem Geld der Steuerzahler, ist 
nicht als tragfähiges Politikkonzept 
vermittelbar. 

Der Vorschlag der Kommission 
lässt außerdem eine Reihe von 
wichtigen technischen Fragen bei 
der praktischen Umsetzung offen. 
Je nach betrieblicher Situation 
entstehen völlig unterschiedliche 
Zahlungsrechte je Hektar. Schon 
nach kurzer Zeit wird es durch den 
Strukturwandel und den Handel 
von Zahlungsrechten in jedem 
Betrieb einen Flickenteppich von 
entkoppelten Prämienrechten un-
terschiedlicher Höhe je Hektar 
ge ben. Niemand wird mehr vermit-
teln können, wofür die Zahlungen 
gewährt werden.

Mit der Entkopplung zu einer ein-
heitlichen Betriebsprämie wird der
Gedanke einer multifunktio na�
len, umweltgerechten und zu-
gleich wett bewerbsfähigen Land�
wirtschaft im Grunde aufge-
geben. Ein Beispiel hierfür: 
Die Rinder- und Milchvieh-
haltung würde nach Durch�
führung des Entkopplungsvor-
schlages weitge hend aus den 
benachtei ligten Gebieten, etwa den 
Mittelgebirgslagen, verschwinden. 

Nur wenige Landwirte würden sich 
noch der Mühe unterziehen, sich 
täglich um ihr Vieh zu kümmern, 
wenn die entkoppelte Betriebs-
prämie auch ohne Viehhaltung zu 
bekommen ist. Eine tiefgreifende 
Verarmung unserer vielgestaltigen 
Kulturlandschaft wäre die Folge. 
Hinzu kämen kaum überschaubare 
Verluste an Wertschöpfung und Ar-
beitsplätzen im ländlichen Raum, 
weniger in der Landwirtschaft, 
denn in den vor- und nachgela-
gerten Bereichen (Schlachthöfe, 
Molkereien usw.).

Die vollständige Entkopplung ist 
kein agrarpolitisches Instrument 
von Dauer und bietet schon gar 
keine „nachhaltige Perspektive“, 
wie dies die EU-Kommission 
behauptet. Über weitere Schritte 
einer Entkopplung für bestimm-
te Direkt zahlungen sollte aber 
durchaus nachgedacht werden. 
Dazu können Schritte in Richtung 
einer regionalen Vereinheitlichung 
des Direktausgleiches gehören. 
Auch sollte darüber nachgedacht 
werden, ob weiterhin ein Teil der 
Direktzahlungen produktspezifi sch 
gewährt wird. Dabei müssen die 
Direktzahlungen weiterhin dem 
aktiven Landwirt zukommen, und 
eine grundsätzliche Bindung an 
die landwirtschaftliche Erzeu-
gung muss erhalten bleiben. Die 
vollständige Entkopplung hin-
gegen führt zu neuen Erklärungs-
problemen gegen über der Öffent-
lichkeit und zu Konfl ikten innerhalb 
der Landwirtschaft. Gleichzeitig 
liegt es auf der Hand, dass die 
über die Nahrungsmittelproduktion 
hinausgehenden Leistungen einer 
multifunktionalen Landwirtschaft 
im Umwelt-, Natur- und Tierschutz 
eines auf Dauer leicht administrier-
baren Direktausgleiches bedürfen.

„Cross Compliance“

Die „Cross Compliance“ (zu 
deutsch: Überkreuzverpfl ichtung) 
soll nach dem Bekunden der 
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Kommission, die Bindung der 
Direktzahlungen an EU-Basis-
standards bei Umwelt- und Ver-
braucherschutz, Tierschutz und 
Arbeitssicherheit bedeuten. Vor-
geschlagen wird dazu ein bürokra-
tischer Leviathan. Bis in alle Winkel 
der Betriebe hinein sollen 38 EU-
Verordnungen und ihre nationale 
Umsetzung so überwacht und 
dokumentiert werden, dass „ord-
nungsgemäß“ gewirtschaftet wird. 
Die Familienbetriebe sehen sich 
bereits heute mit Rechts-, Melde- 
und Antragspfl ichten ü ber lastet. 
Viel wichtiger wäre es also, statt 
neuer Vorschriften neue Anreize 
für eine umwelt- und tiergerechte 
Landwirtschaft zu setzen.

Außerdem ist völlig unklar, wel-
ches Schutzziel überhaupt erreicht 
werden soll, denn das bereits 
bestehende Fachrecht in diesen 
Bereichen soll bei der Gewährung 
der Beihilfen an die Landwirte 
gewissermaßen ein zweites Mal 
kontrolliert werden. Auch würde 
„Cross Compliance“ einen tiefen 
rechtsystematischen Eingriff be-
deuten, denn es würden Einkom-
menstransfers unter den Vorbe-
halt der Einhaltung fachlich ganz 
anders ausgerichteter Gesetze 
gestellt. Dies ist mit einer Kürzung 
des Kindergeldes bei Nichteinhal-
tung der Straßenverkehrs ordnung 
vergleichbar. Diese „Überkreuzver-
pfl ichtungen“ würden zu einer 
Welle von Rechtsstreitigkeiten und 
juristischen Auslegungsproblemen 
führen.

Die Frustration, die durch diesen 
zusätzlichen bürokratischen Wust 
bei den Landwirten ausgelöst wird, 
ist sicherlich mindestens ebenso 
belastend einzuschätzen wie die 
Eingriffe in die Einkommen durch 
Modulation und weitere Preissen-
kungen. Gleiches gilt für eine staat-
lich angeordnete Zwangsberatung, 
die bei den Landwirten nur zur Ab-
wehr und zu Missverständnissen 
führen muss. 

Modulation und Preissenkungen 
– Politik ohne Alternative?

Die von der EU-Kommission ins 
Spiel gebrachte Modulation der 
EU-Ausgleichszahlungen (Kürzun-
gen zugunsten anderer Politikbe-
reiche) muss vor dem Hintergrund 
des zwischenzeitlich durch den 
EU-Rat gedeckelten Agrarhaus-
haltes völlig überdacht werden. 
Der ursprüngliche Gedanke eines 
fi nanziellen Ausbaues der so ge-
nannten „zweiten Säule“, also zum 
Beispiel für ländliche Entwicklung 
und Agrarumweltprogrammen zu 
Lasten der EU-Direkt zahlungen an 
die Bauern, ist nicht mehr fi nanzier-
bar. Diese wichtigen Aufgaben der 
ländlichen Entwicklung gehören 
vorrangig in die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten (in Deutschland 
der Bundesländer) und nicht der 
Europäischen Union. Die darüber 
hinaus geplanten tiefgreifenden 
Eingriffe in einzelne Marktord-
nungen vor allem bei Milch und 
Getreide, sind aus der Sicht des 
Deutschen Bauernverbandes nicht 
akzeptabel und von den Märkten 
her überfl üssig. Damit würde einer 
weiteren Entwertung nachhaltig er-
zeugter Nahrungsmittel Vorschub 
geleistet und die Existenz vor allem 
der grünlandnutzenden Rinderhal-
ter und Milcherzeuger gefährdet. 
Nach ersten Berechnungen würden 
die rinderhaltenden Betriebe über 
die Hälfte ihres Gewinnes verlie-
ren. Deshalb ist eine grundlegende 
Überarbeitung dieser Vorschläge 
er forderlich. Dabei soll ten  be ste-
hen de Mengenregelungen nicht 
aufgegeben werden, sondern fl e-
xibel und WTO-konform zur Markt-
stabilisierung genutzt werden.

Ausblick

Die ersten Beratungen im 
Agrarrat haben gezeigt, dass nur 
eine Minderheit, nämlich Groß-
britannien, Schweden und Dä-
nemark, etwas verhaltener auch 
Deutschland und die Niederlan-
de die Kommissionsvorschläge 
unterstützen. Geht es ums Detail, 

schlägt auch die „grundsätzliche 
Zustimmung“ schnell ins Gegenteil 
um. Die Kommission hat mit der 
Vorlage ihrer Verordnungsvorschlä-
ge geradezu trotzig - andere sagen 
mutig - auf die ablehnende Haltung 
des Agrarrates zum Midterm-
Review-Papier vom Juli letzten 
Jahres reagiert. Die EU-Kommis-
sion schlägt vor, die politischen 
Instrumente der Steuerung einer 
sicheren und nachhaltigen Lebens-
mittelversorgung innerhalb der EU 
aufzugeben. Insbesondere der 
Entkopplungsvorschlag ist nicht 
genügend ausgearbeitet und für 
die einzelbetrieb liche Ent wick lung 
schädlich. 

Vollständig von der Güter-
produktion entkoppelte Direktzah-
lungen lassen die Entwicklungs-
dynamik im landwirt schaft lichen 
Sektor außer Acht. Jährlich werden 
rund 3% der Betriebe aufgegeben 
und der Bewirtschafter wechselt 
jährlich im Durch schnitt auf 6% 
der Flächen. Die Trennung der 
Zahlungsrechte von der Produk-
tion führt damit mittelfristig zur 
Ver zer rung von Wett be werbs- 
und Ein kom mens po si tio nen zwi-
schen land  wirt  schaft  li chen Be trie-
ben, wenn die Zah lungs rech te 
auf den Stand der Jahre 2000 bis 
2002 fest ge schrie ben wer den. 
Die völ lige Entkoppelung der 
Direktzahlungen von der Erzeu-
gung bedeutet, dass auch in gut 
geführten landwirtschaftlichen Be-
trieben die Vollkosten am Standort 
Deutschland nicht mehr gedeckt 
werden. Gleichzeitig steht nicht 
zu erwarten, dass die EU bei den 
WTO-Verhand lungen den nötigen 
Freiraum zur Absicherung der hö-
heren europäischen Standards bei 
Lebensmittelsicherheit, Tierschutz 
und Verbraucher schutz erhält, 
wodurch Standortnachteile der 
europäischen Landwirtschaft ze-
mentiert werden. Eine europäische 
Einigung auf dieser Grundlage ist 
also nicht zu erwarten und auch 
nicht sinnvoll. 
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Ulrich Koester

 EU-Agrarreform: Endlich ein Durchbruch?

Die Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) der EU steht seit ihrer 

Gründung in den sechziger Jahren 
unter heftiger Kritik: Die Handels-
partner beklagten die Weltmarkt-
effekte, die zunehmend größer 
wurden, weil die EU sich von sechs 
auf 15 Mitgliedsländer vergrößerte 
und weil die EU-Agrarproduktion 
auch wegen der Ausrichtung der 
Agrarpolitik stärker stieg als in an-
deren Teilen der Welt. Steuerzahler 
wiesen auf die hohen Haushalts-
ausgaben hin und hinterfragten 
zunehmend deren Effi zienz. Wis-
senschaftler prangerten die hohen 
volkswirtschaftlichen Kosten der 
Politik an. Verantwortliche für das 
Budget verwiesen auf die hohen 
Staatsausgaben; Verbraucher klag-
ten über zu hohe Preise. 

Trotz dieser Kritik hatte sich aber 
bis zu Beginn der neunziger Jahre 
wenig geändert. Dem steigenden 
Ausgabendruck begegnete man 
durch Erhöhung der Regelungsin-
tensität; Milchquoten und Flächen-
stilllegungen sollten die Ausgaben-
steigerung dämpfen, auch wenn 
mit diesen Instrumenten hohe 
volkswirtschaftliche Kosten ver-
bunden waren. Die Wende in der 
GAP wurde erst durch den Druck 
der Handelspartner eingeleitet, 
die darauf drangen, dass auch der 
Agrarhandel stärker durch GATT-
Vereinbarungen geregelt werden 
sollte. Um die Uruguay-Runde zu 
einem erfolgreichen Abschluss zu 
bringen, wurde 1992 die McShar-
ry-Reform beschlossen. 

Von Seiten der deutschen Re-
gierung wurde zu damaliger Zeit 
verkündet, dass die neue Agrarpo-
litik dauerhaft und verlässlich sei. 

Man hatte dabei übersehen, dass 
die Entwicklung der GAP nach 
Unterzeichnung der WTO-Verein-
barungen mehr als zuvor durch 
internationale Vereinbarungen als 
durch interne Beschränkungen be-
stimmt wurde. Von Seiten der wis-
senschaftlichen Ökonomen wurde 
bereits 1992 darauf hingewiesen, 
dass die McSharry-Reform nicht 
den internationalen Vereinbarun-
gen gerecht werden konnte, da sie 
sich nur auf die Reform der Politik 
für Getreide, Ölsaaten und Eiweiß-
früchte beschränkte, aber nicht die 
Märkte für tierische Produkte und 
den hoch protektionierten Zucker-
markt einschloss. 

So war es nicht verwunderlich, 
dass mit den Agenda-2000-Be-
schlüssen vom März 1999 eine 
weitergehende Reform verabschie-
det wurde. Allerdings waren die 
Regierungschefs nicht in der Lage, 
sich auf eine grundlegende Reform 
zu einigen. Man blieb sowohl unter 
den Vorschlägen der Kommission 
als auch unter den moderateren 
Empfehlungen des Agrarminister-
rats. So ist es nicht verwunderlich, 
dass die EU-Kommission bereits im 
Januar 2003 dem Ministerrat einen 
neuen Reformvorschlag vorlegte. 
Tatsächlich ist dieser Vorschlag 
weitergehender als die vorherge-
gangenen, und zwar nicht nur, weil 
auch die Märkte für tierische Pro-
dukte einbezogen werden, sondern 
auch, weil vorgeschlagen wird, das 
Instrument der Direktzahlungen, 
das mit der Reform von 1992/93 
eingeführt wurde, grundlegend zu 
ändern. Bevor auf die Vorschläge 
im Einzelnen eingegangen wird, 

soll zunächst die Reformnotwen-
digkeit dargelegt werden.

Gründe für eine neue Reform 

Zwingende Gründe für eine 
grundlegende Reform gibt es aus 
externen und internen Anlässen. 
Die zurzeit laufende WTO-Runde 
wird der EU zusätzliche Beschrän-
kungen bei der externen Protektion 
des Agrarsektors auferlegen. Die 
von allen Mitgliedern der WTO 
verabschiedete Agenda hält fest, 
dass die Exporterstattungen 
weiterhin abgebaut werden und 
möglichst auslaufen sollen, Zölle 
sollen reduziert und der Marktzu-
gang erweitert werden. Die EU hat 
bereits in die Verhandlungen einge-
bracht, die eigenen Ausgaben für 
Exportsubventionen um 45% und 
die Zölle um 36% zu senken. Bei 
diesem Verhandlungsangebot ist 
zu bedenken, dass die EU bereits 
bei der derzeitigen Regelung Prob-
leme hat, die Verpfl ichtungen zum 
Abbau der Exporterstattungen der 
Uruguay-Runde einzuhalten. Eine 
Reduzierung der externen Protek-
tion ist somit ein geeignetes Mittel, 
bei den Verhandlungspartnern an 
Glaubwürdigkeit zu gewinnen. 

In der laufenden Runde wird 
sicher auch über die Form der 
gegenwärtigen Direktzahlungen 
verhandelt werden. Diese Zah-
lungen, die mit der Agrarreform 
von 1992 eingeführt und mit der 
Agenda 2000 erweitert wurden, 
sind entweder an die Bodennut-
zung oder an die Viehzahl (Tierbe-
stand) gebunden. Sie sind somit 
nicht produktionsneutral. Eine 
Änderung wird mit Sicherheit in 
der laufenden WTO-Runde gefor-
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dert werden, insbesondere auch, 
weil diese Form der Zahlung in der 
letzten Runde explizit nur als zeit-
lich befristete Maßnahme gebilligt 
wurde. Hinzu kommt, dass die EU 
mit den ärmsten Entwicklungslän-
dern sowie mit den Balkanländern 
ein Abkommen unterzeichnet hat, 
welches diesen Ländern eine ab-
gabenfreie Einfuhr aller Produkte 
außer Waffen („Alles-außer-Waf-
fen-Abkommen“) erlaubt. Wie 
das Schaubild zeigt, muss die EU 
damit rechnen, dass insbesondere 
die Einfuhren von hoch protektio-
nierten Produkten steigen werden. 
Zu diesen Produkten gehören vor 
allem tierische Produkte wie Milch 
und Rindfl eisch, aber auch Zucker. 
Da die EU WTO-Beschränkun-
gen beim Export subventionierter 
Agrarprodukte akzeptiert hat, kann 
der hohe Protektionismus allenfalls 
nur noch vorübergehend beibehal-
ten werden. 

Externe Zwänge

In Anbetracht der externen 
Zwänge ist die Kommission gut 

beraten, vor der EU-Erweiterung 
auf eine grundlegende Reform 
der GAP zu drängen. Zwar ist es 
richtig, dass die gegenwärtige 
Agrarpolitik zunächst auch in einer 
erweiterten EU fi nanziert werden 
könnte, weil die Landwirte in den 
Beitrittsländern nicht gleich den 
vollen Beihilfebetrag erhalten und 
auch ihr Produktionspotenzial nicht 
ausgeschöpft haben, mittel- und 
langfristig müsste aber der Finanz-
rahmen ausgeweitet werden. Es 
scheint nicht sehr wahrscheinlich, 
dass alle EU-Länder, insbesonde-
re bei der schwachen Finanzlage, 
einer weiteren Erhöhung des Bud-
gets zustimmen würden. Eine wei-
tere Reform ist daher nahezu un-
abdingbar. Nach allen Erfahrungen 
und den Erkenntnissen der Neuen 
Politischen Ökonomie wird es in 
der erweiterten EU noch schwie-
riger werden als bisher, Reformen 
durchzusetzen. 

Die Kommission begründet die 
Reformvorschläge vornehmlich 
mit unzureichender Verwirklichung 
interner Ziele, die in der Agenda 

2000 genannt wurden, und auch 
der EU-Strategie für nachhaltige 
Entwicklung, die vom Europäi-
schen Rat in Göteborg beschlos-
sen wurde. Die Feststellung der 
Kommission ist nachvollziehbar. 

Positiv zu vermerken ist, dass 
die EU-Kommission sich bei den 
neuen Reformvorschlägen sowohl 
um eine wissenschaftliche Absi-
cherung als auch im Vorfeld um ei-
ne entsprechende Aufklärung über 
die Vorschläge bemüht hat. Die 
von dem Agenda 2000-Beschluss 
geforderte Halbzeitbewertung 
wurde zum Anlass genommen, von 
externen Wissenschaftlern Markta-
nalysen vornehmen zu lassen, um 
die Wirkung alternativer Vorschlä-
ge abzuschätzen. Die Ergebnisse 
der Halbzeitbewertung wurden in 
zahlreichen EU-Gremien (Parla-
ment, Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss, Ausschuss der Regionen) 
und auch mit Vertretern der Wirt-
schaft diskutiert. Es kann somit 
festgestellt werden, dass die EU- 
Kommission mehr denn je alle Vor-
bereitungen für einen erfolgreichen 
Reformvorschlag unternommen 
hat. Erfolgreich ist der Vorschlag 
dann, wenn der Agrarministerrat 
als Legislative entsprechend neue 
Gesetze verabschiedet. 

Änderung der Direktzahlungen: 
Ein Paradigmenwechsel 

Das bisherige Beihilfesystem 
be stehend aus fl ächennutzungsge-
bundenen Zahlungen und Zahlun-
gen pro Tier wird in eine Betrieb-
sprämie umgewandelt1. Die Höhe 
der Zahlung bemisst sich nach 
dem Durchschnitt der Jahre 2000 
bis 2002. Dabei wird die Höhe 

Nominale Protektionsraten für ausgewählte Agrarprodukte der EU

Q u e l l e : Agricultural Policies in OECD Countries.: Monitoring and Evaluation 2002. 

1 Kommission der Europäischen Gemein-
schaften: Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates zur Festlegung von Gemeinschaftsre-
geln für Direktzahlungen im Rahmen der Ge-
meinsamen Agrarpolitik und Förderungsre-
geln für Erzeuger bestimmter Kulturpfl anzen, 
Brüssel 21.1.2003.
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der Zahlung aufgestockt, um den 
Einkommensverlust resultierend 
aus der Preissenkung für Milch 
teilweise (etwa zur Hälfte) zu kom-
pensieren. 

Mit dieser Maßnahme werden 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
einige positive Änderungen er-
reicht. Bei der bisherigen Bindung 
der Zahlungen an die Flächennut-
zung war zwar der Empfänger der 
Zahlung auch der Bewirtschafter, 
aber die Zahlung war an eine be-
stimmte Nutzung des Landes ge-
bunden. Somit ging die Höhe der 
Zahlung in die Deckungsbeitrags-
rechnung ein und erhöhte damit 
die Zahlungsbereitschaft für den 
Bodenkauf oder die Bodenpacht. 
Daher hatte die Preissenkung von 
30% der McSharry-Reform und 
von 15% der Agenda 2000 grund-
sätzlich keine bodenpreissen-
kenden Effekte. Im Gegenteil, die 
Pacht- und Bodenpreise stiegen 
auf ein Niveau, das höher war als 
vor den Reformen. 

Die Wirkung der Reform bestand 
somit vornehmlich in einer Sta-
bilisierung der Grundrenten2. Für 
Pächter wurde die Zahlung weit-
gehend zu einem durchlaufenden 
Posten. Wenn man bedenkt, dass 
in den neuen Bundesländern etwa 
90% und in den alten Bundeslän-
dern 60% der Flächen gepachtet 
sind, kann aus der Wirkungsana-
lyse auch auf eine geringe Trans-
fereffi zienz geschlossen werden. 
Das Ziel, den wirtschaftenden 
Landwirten zu helfen und soziale 
Hilfen im Anpassungsprozess zu 
geben, wurde weitgehend nicht 
erreicht.

Hinzu kamen zwei negative 
Allokationseffekte. Erstens, Tiere 

wurden nur gehalten und der Bo-
den wurde nur in einer bestimmten 
Weise genutzt, weil es eine Direkt-
zahlung gab. Marktpreise als Indi-
kator der Knappheit der Produkte 
dienten daher nicht als entschei-
dende Signale für die Ausrichtung 
der Produktion. Zweitens, pro-
duktionsstimulierende Direktzah-
lungen erhöhen den Einsatz von 
ertragssteigernden Vorleistungen 
(Düngemittel, Pfl anzenschutz mittel 
und Kraftfutter). Damit haben sie 
in Abhängigkeit von Standort und 
Bodennutzung negative Effekte auf 
die Umwelt.

Die neue Ausrichtung der Di-
rektzahlungen ist weitgehend pro-
duktionsneutral. Da der Landwirt 
in seinen Produktionsentscheidun-
gen durch die Zahlung nicht beein-
fl usst wird, entfallen die negativen 
Allokationswirkungen weitgehend. 
Völlig produktionsneutral sind sie 
allerdings nicht, da die elementare 
Entscheidung, Landwirt zu bleiben, 
auch von der Zahlung abhängt. 
Dieser Effekt muss aber in Kauf ge-
nommen werden, wenn man den 
Anpassungsdruck für die Landwir-
te verringern will. 

Erhöhung der Transfereffi zienz

Die vorgeschlagene Bindung der 
Zahlung wird auch die Transferef-
fi zienz erhöhen. Da die Zahlung 
nur an Bewirtschafter geleistet 
wird und der Bewirtschafter auch 
die Möglichkeit hat, den Prämien-
anspruch zu verkaufen, wird z.B. 
der gegenwärtige Verpächter eines 
landwirtschaftlichen Grundstücks 
bei Auslaufen der Pacht nicht 
den Pachtpreis erhöhen können. 
Selbst wenn er den Boden wieder 
in Eigenbewirtschaftung nimmt, er-
wirbt er keinen Anspruch auf Zah-
lung. Da als potenzielle Käufer für 
Prämienrechte nur ein begrenzter 
Käuferkreis in Frage kommt, ist es 
möglich, dass ein gegenwärtiger 
Pächter zunächst keinen potenzi-

ellen Käufer in der Region fi ndet, in 
der die Prämienrechte gehandelt 
werden. 

Bei Auslaufen der Pacht würde 
dann zwar das Prämienrecht bei 
ihm verbleiben, er kann es aber 
nicht realisieren. Prämienansprü-
che führen nur dann zu Zahlungen, 
wenn der Inhaber des Prämien-
rechts auch förderungsfähige land-
wirtschaftliche Flächen hat. Wenn 
demnach ein Pächter Land ohne 
Prämienrechte pachtet, so ist er 
ein potenzieller Käufer von Prä-
mienrechten. Der gegenwärtige 
Pächter könnte daher seinem 
Pachtnachfolger seinen Prämien-
anspruch verkaufen. Somit führt 
der Überwälzungsvorgang dazu, 
dass die Prämie weitgehend beim 
gegenwärtigen Bewirtschafter des 
Bodens verbleibt, unabhängig da-
von, wer zukünftig Bewirtschafter 
ist. 

Eine etwas andere Situation wird 
es allerdings geben, wenn durch 
Umwidmung von Land in nicht 
land wirtschaftliche Nutzung in ei-
ner Region mehr Prämienrechte 
als landwirtschaftliche Flä che vor-
handen ist. In diesem Fall könnte 
der Eigentümer des Bodens je 
nach Wettbewerbslage und Ver-
handlungsgeschick einen Teil der 
Prämie erhalten. Demnach ist das 
vorgeschlagene System grund-
sätzlich auf die Stabilisierung der 
Einkommen der gegenwärtigen 
Bewirtschafter ausgerichtet. Im 
Gegensatz zu dem gegenwärtigen 
System der Direktzahlungen wer-
den die Eigentümer des Bodens 
nur dann begünstigt, wenn sie 
auch gegenwärtig Bewirtschafter 
sind. 

Verringerung der Allokations�
verluste

Aus ökonomischer Sicht ist zu 
begrüßen, dass die Allokationsver-
luste durch das gegenwärtige Sys-

2 J.-V. S c h r a d e r : Agrarpolitische Irrwege 
zur Bewahrung von Bodenrenten? Von 
Butterbergen zu Ökotälern, Kieler Diskussi-
onsbeiträge, 325, Institut für Weltwirtschaft, 
Kiel 1998.
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tem weitgehend entfallen. Offen 
bleibt dagegen die Frage, warum 
man das Einkommen der zurzeit 
wirtschaftenden Landwirte auf 
unbestimmte Zeit selbst dann mit 
erheblichen Summen unterstützen 
soll, wenn sie die landwirtschaftli-
che Tätigkeit aufgegeben haben. 
Ordnungspolitisch dürfte es hierfür 
wohl keine Begründung geben. Ein 
Verzicht auf Direktzahlungen würde 
bei vielen Landwirten sicherlich zu 
erheblichen Einkommensverlusten 
führen. Eine an der Sozialstaat-
lichkeit orientierte Unterstützung 
könnte daher begründet werden. 
Allerdings können solche Zahlun-
gen nicht ohne Bezug zur sozialen 
Lage der Betroffenen und ohne 
zeitliche Begrenzung gewährt wer-
den. 

Wenn trotz dieser Einwände an 
dem Instrument der Direktzahlun-
gen festgehalten wird, mag dies 
mit den besonderen Konstellatio-
nen auf dem politischen Markt für 
Agrarprotektionismus begründet 
sein. Politisch sind erhebliche 
Politikänderungen wahrscheinlich 
nur durchsetzbar, wenn die negativ 
Betroffenen weitgehend kompen-
siert werden. Aus politischer Sicht 
hat der vorliegende Vorschlag den 
Vorteil, dass er die gegenwärtige 
Einkommensverteilung und die 
Transferströme zwischen den EU-
Mitgliedsländern wenig verändert 
und daher auf Akzeptanz im Minis-
terrat gehofft werden darf. 

Änderung der 
Milchmarkt ordnung

Die Milchmarktordnung ist in 
der gegenwärtigen Ausprägung 
besonders reformbedürftig. Die 
externe Protektion ist hoch und 
die Produktion wird durch Quo-
ten begrenzt. Seit der Einführung 
der Quoten (der so genannten 
Garan tiemengenregelung) wurden 
die Produktionsrechte zu einem 
großen Teil von den die Milchpro-

duktion einstellenden Betrieben zu 
den Betrieben transferiert, deren 
Milchproduktion wächst. Die ehe-
maligen Quoteninhaber sind die 
vornehmlichen Nutznießer dieser 
Regelung, während die aktiven 
Milchproduzenten einen Teil des er-
wirtschafteten Einkommens trans�
 ferieren müssen. 

Die vorgeschlagene Neuord-
nung der Marktordnung beinhaltet 
grundlegende Änderungen3. Zwar 
soll das Garantiemengensystem 
bis 2014 verlängert werden, es wird 
aber eine abnehmende Bedeutung 
haben. Die Zahlungsbereitschaft 
für Quoten wird erheblich sinken, 
da der Richtpreis für Milch von 
2004 bis zum Jahr 2008 um 28,3% 
sinken und auf diesem Niveau bis 
2014/15 bleiben soll. Wenn man 
unterstellt, dass die Infl ationsrate 
in den Jahren bis 2015 bei min-
destens 2% p.a. liegt, beinhaltet 
der Kommissionsvorschlag eine 
Realpreissenkung von mindestens 
50% bis 2014/15. Die Marktein-
kommen der Betriebe werden ohne 
Anpassung somit erheblich sinken. 

Da aber ein Teil – etwa die 
Hälfte – des Einkommensverlus-
tes ausgeglichen wird, bleibt der 
Anpassungsdruck begrenzt. Für 
anpassungsfähige und –willige 
Betriebe kann das gesamte Ein-
kommen (einschließlich der Trans-
ferzahlungen) sogar steigen; die 
Entkopplung der Direktzahlungen 
von der Produktion verändert die 
Wirtschaftlichkeit der alternativen 
Produkte. Eine Umstellung der 
Produktion von Erzeugnissen, 
die sich bisher nur wegen der Di-
rektzahlungen rentiert haben, zu 
Erzeugnissen, die unter den neuen 

Marktbedingungen rentabel sind, 
erhöht somit das Einkommen. 

Es kann davon ausgegangen 
werden, dass der Preis für Quoten 
bereits nach kurzer Zeit gegen 
Null tendieren wird, da bei den 
geltenden Marktpreisen für Milch 
eine geringe Zahlungsbereitschaft 
vorhanden sein wird. In Richtung 
sinkender Quotenpreise wird auch 
die vorgeschlagene Erhöhung der 
Referenzmengen um zusätzlich 
3% wirken. 

Positive politökonomische 
Bewertung

Aus politökonomischer Sicht 
ist der Vorschlag der EU-Kommis-
sion bezüglich der Änderungen 
in der Milchmarktpolitik positiv 
zu bewerten. Eine einfache Ab-
schaffung des Quotensystems ist 
politisch sehr schwierig, weil die 
Begünstigten sich gut organisieren 
können und politische Gegenwehr 
ausüben. Es ist daher einfacher, 
ein solches System durch Preis-
senkung und Erhöhung der Garan-
tiemengen auslaufen zu lassen. Für 
den Vorschlag der EU-Kommission 
spricht auch, dass der abgesenkte 
Richtpreis für Milch bis 2014/15 
gelten soll und damit vermehrt 
Planungssicherheit für Investoren 
geschaffen wird. 

Dieser Vorschlag zeigt einen 
eindeutigen Bruch mit der Politik 
der ersten 30 Jahre gemeinsamer 
Agrarpolitik. Früher traf man sich 
alljährlich in der Agrarpreisrunde 
und einigte sich nach langwierigen 
Verhandlungen in der Regel auf 
positive Preisänderungen für die 
einzelnen Marktordnungsprodukte. 
Seit der Agrarreform 1992 werden 
die grundlegenden Weichen in 
größeren Abständen gestellt und 
erhebliche Preissenkungen akzep-
tiert. 

Es mag sich die Frage stellen, 
ob die negativen Produktionseffek-

3 Kommission der Europäischen Gemein-
schaften: Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1255/1999 über die Gemeinsame Marktor-
ganisation für Milch und Milcherzeugnisse, 
Brüssel 21.1.2003.
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te bei einer drastischen Preissen-
kung, wie sie auf dem Milchmarkt 
beschlossen wurde, nicht zu groß 
sind und möglicherweise länd-
liche Regionen wirtschaftlich in 
Bedrängnis geraten werden oder 
gar die Versorgung gefährdet sein 
könnte.

Sicherlich ist es richtig, dass 
zahlreiche Milchviehbetriebe keine 
ausreichenden Markteinkommen 
mehr erzielen werden. Zwar wer-
den die meisten Betriebe auch bei 
den stark abgesenkten Preisen 
noch einen positiven Deckungs-
beitrag erwirtschaften, doch wer-
den sie ihre Vollkosten nicht mehr 
decken. Sie werden daher nur die 
Wahl haben, sich umzustrukturie-
ren oder langfristig aus der Pro-
duktion auszuscheiden. 

Ergebnisse von Betriebs-
analysen

Die erste Alternative steht natür-
lich nur dann offen, wenn es unter 
den neuen Bedingungen über-
haupt möglich ist, in Deutschland 
oder der EU kostendeckend Milch 
zu produzieren. Wenn das nicht 
möglich sein sollte – tatsächlich 
wird dieses immer wieder behaup-
tet –, ist dies aber auch kein großes 
Problem. Unter diesen Bedingun-
gen würde die Produktion stark 
sinken mit der Folge, dass sich 
die Preise in der EU und auch auf 
dem Weltmarkt erholen würden. 
Ein abrupter starker Rückgang der 
Produktion ist aber kaum zu erwar-
ten, da eine große Anzahl von Be-
trieben positive Deckungsbeiträge 
erwirtschaftet und dank der Direkt-
zahlungen die landwirtschaftliche 
Produktion, zumindest für einige 
Zeit, beibehalten wird. 

Konkrete Betriebsanalysen deu-
ten auch darauf hin, dass bei 
selbst stark abgesenkten Preisen 
einige Betriebe die Milchprodukti-
on ausweiten werden. So zeigten 

Giffhorn und Hemme4, dass die 
von ihnen ausgewählten typi-
schen Betriebe in den neuen 
Bundesländern Produktionskosten 
haben, die unter dem neuen abgesi-
cher ten Preis niveau von 22,21 
Cent/kg Milch liegen und dass bei 
Wegfall der Quoten die Betriebe 
9 bis 25% (im Durchschnitt 18%) 
mehr Milch produzieren könnten. 
Der abgesenkte Richtpreis liegt 
mit 22,21 Cent/kg erheblich über 
diesen Produktionskosten5. Es 
scheint daher eher wahrscheinlich, 
dass es nicht zu einem Bruch in 
der Strukturentwicklung kommen 
wird, sondern dass sich die Milch-
produktion mittel- und langfristig 
auf einem niedrigeren Niveau sta-
bilisieren wird. 

Weitere Liberalisierung der 
 Getreidemarktordnung

Die EU-Kommission hatte 
bereits bei der Vorbereitung der 
Agenda-Beschlüsse von 1999 
vorgeschlagen, den Interventi-
onspreis für Getreide um 20% zu 
senken, beschlossen wurde aber 
nur eine 15%ige Preissenkung. Die 
Kommission empfi ehlt, den Inter-
ventionspreis um 5% zu senken, 
von einer Intervention von Roggen 
abzusehen und die monatliche 
Staffelung der Interventionspreise 
aufzugeben. Die Interventionsprei-
se sollen nach diesen Vorschlä-
gen nur noch als Sicherheitsnetz 
dienen. 

Bei den gegenwärtigen Informa-
tionen kann davon ausgegangen 
werden, dass mit der Preisabsen-
kung die EU-Preise für Getreide 
auf Weltmarktpreisniveau liegen 
werden. Damit hätte man nicht 
nur den Außenhandel von Getreide 
liberalisiert, sondern auch den von 
Eiern, Gefl ügel und Schweinen. Die 
Protektion dieser Produkte wurde 
bisher nur zum Ausgleich der er-
höhten Futterkosten als Folge des 
protektionierten Getreidepreises 
benötigt.

Degression der Direktzahlungen: 
Ein akzeptabler Weg

Die EU-Kommission hatte be-
reits seit langem eine Kappung 
der Direktzahlungen pro Zah-
lungsempfänger präferiert. Gegen 
diesen Vorschlag gab es heftige 
Widerstände, da eine Wettbe-
werbsverzerrung befürchtet wurde. 
Die größeren Betriebe wären auf 
dem Bodenmarkt weniger wett-
bewerbsfähig als die Betriebe mit 
ungekürztem Bezug der Zahlung. 
Dieses Argument ist als Folge der 
Entkopplung der Zahlung von der 
Produktion bzw. Bodennutzung 
nicht mehr gerechtfertigt. Es ist 
daher nicht verwunderlich, dass 
die EU-Kommission den alten 
Vorschlag in einem etwas anderen 
Gewand vorträgt. Für Zahlungs-
empfänger bis 5000 Euro wird 
keine Kürzung vorgeschlagen; 
Zahlungen von 5001 bis 50 000 
Euro sollen im Zeitablauf leicht 
steigend bis zu 12,5% im Jahr 
2012 gekürzt werden und für Zah-
lungsempfängern über 50 000 Eu-
ro wird die Reduzierung im Endjahr 
19% betragen.

Eine solche Degression kann mit 
dem Argument der Sozialstaatlich-
keit begründet werden. Empfänger 
höherer Transferzahlungen haben 
wahrscheinlich auch ein höheres 
Markteinkommen und benötigen 
daher weniger staatliche Hilfe. Wei-

4 E. G i f f h o r n , T. H e m m e : Milchquoten-
ausstieg 2008 – Eine Analyse am Beispiel 
typischer Betriebe in den neuen Bundeslän-
dern, Institut für Betriebswirtschaft, Agrar-
struktur und ländliche Räume, Arbeitsbericht 
6/2002, Braunschweig 2002.

5 Diese Informationen belegen die volkswirt-
schaftlichen Kosten der Quotierung. Betriebe 
können gegenwärtig ihre Ressourcen nicht 
voll nutzen, da sie nicht genügend Quoten 
haben. Leistungssteigerungen der Kühe füh-
ren entweder zu freien Stallkapazitäten oder 
zu zusätzlichen Quotenkäufen zum Wohl der 
ausscheidenden Milcherzeuger.
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terhin können sie sich in der Regel 
auch besser an eine Änderung der 
ökonomischen Rahmenbedingun-
gen anpassen. 

Langfristig ökologische  
Flächenstilllegung

Bisher müssen die Empfänger 
von Direktzahlungen einen be-
stimmten Prozentsatz, über den 
jährlich neu entschieden werden 
kann, ihrer beihilfeberechtigten 
Flächen stilllegen. Landwirte 
können dabei zwischen einer Ro-
tationsbrache oder Dauerbrache 
wählen. Außerdem gibt es eine 
freiwillige Flächenstilllegung mit 
gleichen Prämiensätzen. Die Kom-
mission schlägt vor, dass sich die 
Empfänger von Prämien für eine 
zehnjährige Flächenstilllegung ent-
scheiden sollen. Dieser Vorschlag 
wird mit positiven ökologischen 
Effekten begründet. 

Tatsächlich sprechen wissen-
schaftliche Erkenntnisse dafür, 
dass eine zehnjährige Flächen-
stilllegung ökologisch positiver als 
eine Rotationsbrache zu bewerten 
ist. Dennoch ist aber diese Emp-
fehlung aus gesamtwirtschaftli-
cher Sicht zu bemängeln. Für die 
Umwelt könnte mehr und billiger 
etwas getan werden, wenn man 
nicht jeden einzelnen Betrieb un-
abhängig von der Qualität des Bo-
dens und den örtlichen Gegeben-
heiten zu einer 10%igen Stilllegung 
verpfl ichten würde, sondern wenn 
man großräumig landwirtschaftlich 
genutzte Flächen für Umweltleis-
tungen umwidmen würde. Mit ei-
ner Flächenstilllegung im gleichen 
Umfang könnten dann erhöhte 
ökologische Effekte erzielt werden. 

Stärkung der 2. Säule der 
Agrarpolitik

Die EU-Kommission strebt 
an, die so genannte 2. Säule der 
Agrarpolitik auszubauen. Agrarpo-
litik soll zukünftig nicht mehr nur 

auf landwirtschaftliche Betriebe 
ausgerichtet sein, sondern auch 
auf den ländlichen Raum. Daher 
sollen die durch die Degressi-
on eingesparten Mittel zum Teil 
den Ländern zur Förderung des 
ländlichen Raumes zur Verfügung 
gestellt werden. Die Aufteilung 
der Mittel auf die Länder soll sich 
an der landwirtschaftlichen Nutz-
fl äche, den Beschäftigten in der 
Landwirtschaft sowie dem Brutto-
inlandsprodukt orientieren. 

Die genannten Kriterien sind we-
nig geeignet, um die Förderungs-
notwendigkeit ländlicher Räume 
zu kennzeichnen. Es gibt kaum 
ländliche Regionen in der EU-15, 
die wirtschaftlich wirklich von der 
Landwirtschaft dominiert werden. 
Die Förderungswürdigkeit von 
ländlichen Regionen kann daher 
nicht an Kenngrößen aus der Land-
wirtschaft (Nutzfl äche, Beschäf-
tigte) abgelesen werden. Hinzu 
kommt, dass die EU-Kommission 
bisher noch nicht überzeugend 
gezeigt hat, mit welchen Instru-
menten ländliche Regionen erfolg-
reich gefördert werden könnten. 
Es ist zu befürchten, dass diese 
Programme zu einer wenig effi zi-
enten Subventionierung ländlicher 
Gebiete führen werden und dass 
der Europäische Rechnungshof 
zukünftig noch mehr als in der Ver-
gangenheit auf eine mangelnde Ef-
fi zienz dieser Programme und eine 
Vielzahl von Unregelmäßigkeiten 
hinweisen wird.  

Cross Compliance und 
betriebliches Kontrollsystem

Die Empfänger von Direktzah-
lungen sind verpfl ichtet, ihr Land in 
einem guten landwirtschaftlichen 
Zustand zu halten. Als Sanktion ist 
vorgesehen, die Direktzahlungen 
ganz oder zum Teil zu streichen. Es 
klingt einfach, ist aber schwierig zu 
defi nieren, was ein guter landwirt-
schaftlicher Zustand ist. Hier gibt 

es auch in der Wissenschaft keinen 
Konsens. Wie kann man kontrollie-
ren, wenn man das Referenzsys-
tem nicht exakt defi nieren kann. 
Das als obligatorisch vorgeschla-
gene Betriebsberatersystem, das 
als Aufgabe zugeordnet erhält, die 
Einhaltung der Umweltaufl agen zu 
kontrollieren, tritt vor kaum lösbare 
Probleme. Außerdem ist es wenig 
sinnvoll, die Kontrolle auf die Be-
triebe zu beschränken, die eine be-
stimmte Höhe der Direktzahlungen 
erhalten. Es wird zukünftig große 
und kleine landwirtschaftliche Be-
triebe geben, die Prämienrechte 
besitzen und damit Ansprüche auf 
Direktzahlungen und solche, die 
keine Ansprüche haben. Es gibt 
wohl keinen Grund anzunehmen, 
dass nur die Empfänger von Di-
rektzahlungen ab einer bestimmten 
Höhe Umweltprobleme verursa-
chen. 

Abschließende Bewertung 

Die Verwirklichung des Kommis-
sionsvorschlags würde zu einer 
verbesserten Effi zienz der EU-
Agrarpolitik führen. Die Vorschlä-
ge kommen auch zum richtigen 
Zeitpunkt, da weitere Reformen 
drängen. Die Umsetzung der Vor-
schläge würden die WTO-Verhand-
lungen erheblich vereinfachen. Ei-
ne Akzeptanz der Vorschläge sollte 
den einzelnen Mitgliedsländern 
leicht fallen, da sich die gegenwär-
tige Verteilung der Transfers nur 
wenig verändern wird; den Land-
wirten aber langfristige Perspekti-
ven eröffnet. Die Politikunsicherheit 
würde für die Landwirte erheblich 
verringert werden. Unverständlich 
ist, warum die EU-Kommission 
nicht auch eine Änderung des am 
höchsten protektionierten Marktes, 
den Zuckermarkt, vorgeschlagen 
hat. Die Stärkung der 2. Säule kann 
zu erhöhter Regelungsintensität 
mit zweifelhaften positiven wirt-
schaftlichen Effekten führen. 


